



Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Das Jahr 2004 liegt vor uns und wir werden an den Schulen große Veränderungen zu schultern haben und zwar „top down, ohne Diskussion“ wie Abteilungsleiter Lückert auf der Personalversammlung verkündete. Das neue Schulgesetz hat die Deputation bereits passiert und es soll trotz heftiger Proteste aus der Eltern- ,Schüler- und Lehrerschaft noch in diesem Schulhalbjahr von der Bürgerschaft verabschiedet werden. Auch die massiven Einwendungen der Spitzenverbände werden wahrscheinlich wie üblich in die Papierkörbe entsorgt. Zu groß ist die Erleichterung in der großen Koalition, sich auf eine gemeinsame Linie geeinigt zu haben, trotz der im Prinzip konträren bildungspolitischen Grundauffassungen von CDU und SPD. Auf der einen Seite die SPD mit einem Bildungssenator, der die integrativen Bildungssysteme der Pisa-Sieger Schweden und Finnland preist, und auf der anderen Seite die CDU, die sich orientiert am veralteten dreigliedrigen Schulsystem. So ist es nicht verwunderlich, dass die gemeinsame schulpolitische Linie ein äußerst komplizierter Kompromiss ist, der Bremen das unübersichtlichste Bildungssystem der Republik bescheren wird.

Zur Kritik an dem neuen Schulgesetz verweisen wir auf unsere Infos und die zahlreichen Stellungnahmen der Eltern- und Schülerschaft sowie die der Gewerkschaften und Lehrerverbände. 

Zusammenfassend lässt sich aus Sicht des Personalrates sagen, dass der gefundene 

Kompromiss viele grundsätzliche Probleme und eine Reihe von Unwägbarkeiten enthält, deren Auswirkungen letztlich von den Beschäftigten u. a. durch Mehrarbeit aufgefangen werden müssen. 

Das beginnt mit dem Abbau von Schulverwaltungs- und Hausmeisterdienstleistungen und setzt sich fort in einem riesigen Beratungsbedarf der Eltern und Schüler, dem von den Lehrkräften entsprochen werden muss. Eine Vielzahl zusätzlicher Aufgaben wie Schulgutachten, Vergleichs- und Prüfungsarbeiten, usw. werden auf uns zukommen. Gefordert wird weiter die Erarbeitung neuer Unterrichtsdidaktiken für den integrativen Unterricht in den neuen Gesamtschulen und den sogenannten Sekundarschulen, denn mit einer neuen Namensgebung allein wird es nicht getan sein! 

Flankiert wird dieses Programm durch neue „Wohltaten“ wie die Pläne zur Einführung einer Fortbildungsverpflichtung, die Einführung neuer Kontrollorgane wie Schulinspektionen, die Absenkung der Eingangsgehälter bei den Grundschul- und SekI-LehrerInnen, weitere Arbeitszeiterhöhungen, die sich an den Bundesländern mit der jeweils höchsten Stundenzahlen orientieren und durch die Einschränkung der Altersteilzeit. 

So finden wir die merkwürdige Situation vor, dass die von allen Politikern verkündete große Bildungsoffensive umgesetzt werden soll mit einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen der im Bildungssystem Beschäftigten. Bremen schreitet dabei munter vorne weg!

Nun beginnt aber im Bremer Bildungsbereich eine neue Entwicklung unter der Überschrift „die größte Not produziert die wildesten Phantasien“. Es soll auch im Bildungsbereich der Weg zur Privatisierung frei gemacht werden. Eine „GmbH“, Gesellschaft für Bildungsinfrastruktur soll gegründet werden und für die Jahre 2004 - 2006 mit Krediten außerhalb des Bildungshaushaltes in Höhe von 25 Mill. Euro ausgestattet werden. Diese Kredite sollen im Laufe der nächsten Jahre durch Effizienzgewinne von ca. 8 Mill. Euro pro Jahr zurückgespart werden. Die Gesellschaft für Bildungsinfrastruktur wird außerhalb des öffentlichen Dienstes operieren und damit frei vom Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes sein. Der Weg wäre dann frei für schlechter bezahlte, ungeschützte Arbeitsverträge. 

In einem Schreiben der Behörde heißt es: „Als Startpaket für die Auslagerung an eine Institution sollten in jedem Falle alle unterrichtsergänzenden und unterrichtsunterstützenden Aufgaben dort gebündelt werden, also Informationstechnologie, Verwaltungslogistik, Betreuungsaufgaben aller Art sowie auch Bereiche wie die persönliche Förderung der Lehrkräfte (insb. durch Aus- und Weiterbildung), „Lehrerfeuerwehr“ usw.“

Über diese Absichten gehen die bestehenden Pläne aber noch weit hinaus. 

Es ist vorgesehen, den gesamten Berufsschulbereich und die Erwachsenenschule einschließlich des unterrichtenden Personals in diese GmbH zu überführen. 

Damit würden ganze Bildungsbereiche privatisiert und der staatlichen und parlamentarischen Kontrolle entzogen werden. Es liegt auf der Hand, dass es besonders diese Bereiche sein werden, die dann die nötigen Effizienzgewinne zu erwirtschaften hätten. 

Solchen Vorstellungen zu Lasten der dort Beschäftigten wird der Personalrat mit Entschiedenheit entgegentreten.

In der Vergangenheit sind in Bremen weite Bereiche des öffentlichen Dienstes unter hohem finanziellen Beratungsaufwand in Eigenbetriebe oder GmbHs umgewandelt worden. Bisher gibt es keine umfassende Auswertung dieser Vorgänge. Offenbar veranlasst durch wissenschaftliche Untersuchungen, die das modische outsourcing als längerfristig finanziell wie auch substantiell eher nachteilig sehen, hat endlich der Finanzsenator eine Untersuchung der finanziellen Auswirkungen der Gründung von GmbHs öffentlich angemahnt.

So beginnt denn auch dieses Projekt nach einem in Bremen schon bekannten typischen Muster. Ehe es auch nur ein ernsthaftes Planungsstadium erreicht hat, werden schon mal 250 000 Euro für Beratungsleistungen in den Haushalt eingestellt, eine Summe , die sonst im Bremer Bildungshaushalt als astronomisch gilt.

Der Personalrat Schulen ist der Meinung, dass die Gründung einer Gesellschaft für Bildungsinfrastruktur „GmbH“ in der vorgesehenen Form, dem Grundgesetz wie der Bremer Landesverfassung widersprechen würde. An die Stelle einer parlamentarischen Weichenstellung und Kontrolle der öffentlichen Einrichtung Schule würde ein Filz von Exekutive und privatwirtschaftlichen Interessen treten. 

Bildung darf nicht zu einer beliebigen Ware verkommen! 

Sie muss auch weiter Teil einer verpflichtenden staatlichen Daseinsvorsorge bleiben! 

Mit freundlichen Grüßen

Ihr/Euer Personalrat Schulen

